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Bek. Nr. 1 

Landratsamt Berchtesgadener Land 
 

Haushaltssatzung des Landkreises Berchtesgadener La nd 
für das Haushaltsjahr 2021 

 
I. 

 
Aufgrund der Art. 57 ff. der Landkreisordnung erlässt der Landkreis Berchtesgadener Land folgende 
 

Haushaltssatzung : 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
1. im Ergebnishaushalt  mit 

 
einem Gesamtbetrag der Erträge von 121.175.762,00 € 
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 122.936.300,00 € 
und dem Saldo (Jahresergebnis) von -1.760.538,00 € 
 

2. im Finanzhaushalt  
 
a)  aus laufender  Verwaltungstätigkeit  mit 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 116.742.662,00 € 
einem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 117.568.600,00 € 
und dem Saldo von -825.938,00 € 

 
b)  aus Investitionstätigkeit  mit 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 5.971.950,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 12.256.800,00 € 
und einem Saldo von -6.284.850,00 € 

 
c)  aus Finanzierungstätigkeit  mit 

 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 0,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 3.467.400,00 € 
und einem Saldo von -3.467.400,00 € 
 

d)  und dem Saldo  des  Finanzhaushalts  von -10.578.188,00 € 
 
ab. 
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§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren wird auf  54.449.000,00 €  
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
(1) Die Höhe des durch sonstige Erträge nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 18 ff. des Finanzausgleichsgesetzes als 

Kreisumlage auf die kreisangehörigen Gemeinden umzulegen ist, wird für das Haushaltsjahr 2021 auf 53.999.050,98 € 
(Umlagesoll) festgesetzt. 

 
(2) Der Umlagesatz für die Kreisumlage  wird auf 42,00 v. H. der vom Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenverar-

beitung ermittelten Umlagegrundlagen festgesetzt (Art. 18 Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes). 
 
(3) Die Steuersätze (Hebesätze ) für die Gemeindesteuern, die der Landkreis auf gemeindefreien Grundstücken erhebt, wer-

den wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer  
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 300 v. H. 
b) für die Grundstücke 300 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer 300 v. H. 

 
§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen nach dem Haushaltsplan wird auf 
 7.000.000,00 €  
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 
 
 

II. 
 
Der Kreistag des Landkreises Berchtesgadener Land hat die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 am 26. März 2021 
beschlossen. Die Regierung von Oberbayern hat mit Schreiben vom 20.4.2021, Az. ROB-12.2-1512.12.2_01-6-1-7, die in § 3 der 
Haushaltssatzung festgesetzten Gesamtbeträge der Verpflichtungsermächtigungen rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan des Landkreises Berchtesgadener Land für das Jahr 2021 liegen gemäß Art. 59 
Abs. 3 Satz 3 der Landkreisordnung (LKrO) ab dem Tag der amtlichen Bekanntmachung bis zur nächsten amtlichen Bekanntma-
chung einer Haushaltssatzung im Landratsamt Berchtesgadener Land, Salzburger Straße 64, 83435 Bad Reichenhall, Zimmer 
Nr. 30, während der allgemeinen Öffnungszeiten öffentlich zur Einsichtnahme auf. 
 
 
Bad Reichenhall, den 22. April 2021 
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 
Bernhard  Kern, Landrat 
 
 
Bek. Nr. 2 

Landratsamt Berchtesgadener Land 
 

Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum Schutz  vor der Geflügelpest; 
Aufhebung der Allgemeinverfügung zur Aufstallung vo n Geflügel  

und Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen in einem  festgelegten Gebiet 
 zu präventiven Zwecken 

 
Das Landratsamt Berchtesgadener Land erlässt auf Grund von § 13 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflü-
gelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665) i .V .m. § 38 Abs. 11 und § 6 
Abs. 1 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2018 (BGBl. I S. 1938), 
§ 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2018 (BGBl. I S. 1938), § 6 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), § 4 der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) i .V .m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht 
und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz – 
LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 (BayRS II S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 27. April 2020 (GVBl. S. 236) geändert worden ist] und Art. 3 Abs. 2 des Gesundheitsdienst- und 
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Verbraucherschutzgesetz (GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes 
vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 370) geändert worden ist folgende 

 
Allgemeinverfügung 

 
Die Allgemeinverfügung des Landratsamtes Berchtesgadener Land zum Schutz vor der Geflügelpest (HPAI) vom 12.3.2021, 
bekanntgemacht im Amtsblatt Nr. 10a für den Landkreis Berchtesgadener Land, wird mit Wirkung vom 30.4.2021 aufgehoben. 
 
Gründe 
 
Das Landratsamt Berchtesgadener Land ist nach Art. 3 Abs. 2 GDVG sachlich und nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 BayVwVfG örtlich 
zuständig. 
 
Das Bayerische Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) hat in seiner aktuellen Risikobewertung vom 
27.4.2021 das Risiko einer direkten oder indirekten Einschleppung des Erregers der Geflügelpest (HPAI) –auch Vogelgrippe 
genannt- nur noch als mäßig bis gering eingestuft.  
 
In Bayern nahm seit Anfang April 2021 die Zahl der mit dem Vogelgrippeerreger infizierten Tiere wieder deutlich ab, sodass seit 
ca. zwei Wochen in ganz Bayern keine derartige Infektion bei Wildvögeln oder in Hausgeflügelbeständen mehr nachgewiesen 
wurde. Auch bundesweit, besonders aber im süddeutschen Raum, sind die Zahlen der Neumeldungen seit Anfang April stark 
rückläufig.  
 
Eine präventive Stallpflicht zum Schutz vor der Geflügelpest ist daher nicht mehr erforderlich.   
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in München erhoben werden.  
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
a.  Schriftlich oder zur Niederschrift 

 
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Anschrift 
lautet:  

Bayerisches Verwaltungsgericht in München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München  

Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München 
b.  Elektronisch  

 
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in München auch elektronisch nach Maßgabe der Internetpräsenz 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.  

 
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:  
– Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter elektronischer Signatur an folgende Adresse: 

Bayerisches Verwaltungsgericht München 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Nieder-
schrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.  
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz des Landratsamtes 
Berchtesgadener Land bzw. der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr 
fällig.  
 
 
Bad Reichenhall, 29. April .2021  
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 
Bernhard Kern , Landrat 
 


